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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

wer ein elektronisches Fahrtenbuch führt, sollte es 

regelmäßig und vor allem zeitnah pflegen, denn nach-

trägliche Eintragungen bergen das Risiko, dass die Mü-

he umsonst war, weil das Finanzamt nicht mitspielt. 

Wir fassen die wichtigsten Regeln zusammen. Darüber 

hinaus zeigen wir, warum bei der Errichtung einer Fami-

lienstiftung besonderes Augenmerk darauf zu richten 

ist, wie weit man den Kreis der Berechtigten zieht. Der 

Steuertipp bringt die Vorteile von Jobrädern auf den 

Punkt. 

FIRMENWAGEN  

Im elektronischen Fahrtenbuch sind spätere Ein-

tragungen „en bloc“ tabu 

Wer seinen Firmenwagen auch privat nutzen darf, muss 

diese Nutzung als geldwerten Vorteil versteuern - 

entweder pauschal oder anhand eines Fahrtenbuchs. 

Bei der Pauschalversteuerung kommt die 1-%-Regelung 

(bei Autos mit Verbrennermotoren) bzw. die 0,25-%-

Regelung (bei Elektrofahrzeugen) oder die 0,50-%-

Regelung (bei einigen Hybridfahrzeugen) zur Anwen-

dung. Die Pauschalversteuerung ist die einfachste Vari-

ante. Ein Fahrtenbuch zu führen erfordert etwas mehr 

Aufwand. Das lohnt sich aber vor allem, wenn der Fir-

menwagen schon abgeschrieben oder ein Gebraucht-

wagen ist oder wenn er nur wenig privat gefahren wird. 

Früher wurden Fahrtenbücher ausschließlich per Hand 

geführt, inzwischen werden aber viele elektronische 

Fahrtenbücher verwendet - hierfür existieren zahlreiche 

Softwarelösungen. Das Finanzamt erkennt die digitale 

Fahrtenbuchvariante  nur unter strengen Vorausset-

zungen an. Vor allem mit Blick auf nachträgliche Ver-

änderungen ist Vorsicht geboten: Nachträgliche Ände-

rungen sind nur ausnahmsweise zulässig, wenn diese 

in der ursprünglichen Datei dokumentiert und offengelegt 

werden, also erkennbar sind. Ist dies nicht der Fall, 

handelt es sich nicht um ein ordnungsgemäßes Fahr-

tenbuch und es wird folglich vom Finanzamt verworfen. 

Laut Finanzgericht Düsseldorf (FG) weist ein elektroni-

sches Fahrtenbuch nicht die geforderte geschlossene 

Form auf, wenn  

 Einträge darin nur in einem drei- bis sechswöchigen 

Rhythmus „en bloc“ vorgenommen werden und  

 die Fahrten in der Zwischenzeit nur auf Notizzetteln 

festgehalten werden, die später entsorgt werden.  

Nach Ansicht des FG müssen nachträgliche Verän-

derungen an früher eingegebenen Daten entweder 

technisch ausgeschlossen oder in der Datei selbst do-

kumentiert und „bereits bei gewöhnlicher Einsichtnah-

me“ erkennbar sein. Eine separate Änderungsprotokoll-

datei genügt demnach nicht den Anforderungen. 

WAHLRECHT  

Zuordnung von Gegenständen und Leistungen zum 

Unternehmen 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat zur Zuordnung 

von Leistungen zum Unternehmen im Hinblick auf den 

Vorsteuerabzug und zum Zeitpunkt sowie zur Doku-

mentation der Zuordnungsentscheidung Stellung ge-

nommen. 
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Grundsätzlich hat der Unternehmer für bezogene Ge-

genstände ein Zuordnungswahlrecht. Er kann einen Ge-

genstand ganz, teilweise oder gar nicht seinem Unter-

nehmen zuordnen. Die Zuordnungsentscheidung ist zu 

dokumentieren. Bisher verlangte die Finanzverwaltung 

eine Mitteilung der Entscheidung bis zum Ablauf der 

gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen. Der 

Bundesfinanzhof hat aber klargestellt, dass keine frist-

gebundene Mitteilung an die Finanzverwaltung erforder-

lich ist, wenn objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine 

Zuordnung vorliegen. Diese Anhaltspunkte können der 

Finanzbehörde auch nach Fristablauf eingereicht wer-

den. Eine explizite Mitteilung an die Finanzverwaltung 

ist nur dann erforderlich, wenn keine objektiv erkennba-

ren Anhaltspunkte für die Zuordnung existieren. Das 

BMF hat den Umsatzsteuer-Anwendungserlass an die 

Rechtsprechung angepasst. 

Hinweis: Nutzen Sie unser Beratungsangebot bezüg-

lich Fragen der Zuordnung, Dokumentation und Doku-

mentationsfrist! 

REGIERUNGSENTWURF  

Umsatzsteuerliche Highlights  

des Jahressteuergesetzes 2024 

Der Regierungsentwurf eines Jahressteuergesetzes 

2024 enthält unter anderem die folgenden umsatzsteu-

erlichen Maßnahmen: 

 Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs: Bisher ist die 

Vorsteuer abziehbar, wenn der Leistungsempfänger 

eine Lieferung oder sonstige Leistung bezogen hat 

und ihm eine ordnungsgemäße Rechnung vorliegt. 

Das gilt auch, wenn der leistende Unternehmer nach 

vereinnahmten Entgelten versteuert. Vorgesehen ist, 

dass die Vorsteuer, die von einem Ist-Versteuerer in 

Rechnung gestellt wird, erst im Voranmeldungszeit-

raum der Zahlung abziehbar ist. Damit der Leis-

tungsempfänger erkennen kann, dass der leistende 

Unternehmer seine Leistungen nach vereinnahmten 

Entgelten versteuert, soll dieser in seine Rechnung 

die Angabe „Versteuerung nach vereinnahmten Ent-

gelten“ mit aufzunehmen haben. 

 Kleinunternehmerregelung: Die Regelungen zur 

Besteuerung der Kleinunternehmer sollen gemäß 

den EU-Vorgaben neu gefasst werden. Dabei sollen 

die Schwellenwerte angehoben werden: vorangegan-

genes Kalenderjahr maximal 25.000 € (bisher: 

22.000 €) und laufendes Kalenderjahr maximal 

100.000 € (bisher: 50.000 €) Gesamtumsatz. Die 

Verzichtserklärung soll neu befristet werden, und 

zwar bis zum letzten Tag des Monats Februar des 

zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden 

Kalenderjahres. Außerdem sollen Regelungen zur 

(vereinfachten) Rechnungsstellung von Kleinunter-

nehmern aufgenommen werden. Des Weiteren soll 

die Kleinunternehmerregelung auf EU-Ebene interna-

tionalisiert werden, so dass auch in EU-

Mitgliedstaaten ansässige Unternehmer die Rege-

lung in Deutschland nutzen können und umgekehrt. 

Die Anwendung ist ab dem 01.01.2025 geplant. 

PRÄVENTION  

Erstattung der Kosten eines  

erweiterten Führungszeugnisses 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat eine Grundsatzent-

scheidung zu Kostenerstattungen eines kirchlichen Ar-

beitgebers an seine Beschäftigten für die Erteilung er-

weiterter Führungszeugnisse gefällt. Zu deren Einholung 

ist der Arbeitgeber im Streitfall zum Zweck der Präventi-

on gegen sexualisierte Gewalt kirchenrechtlich verpflich-

tet. Solche Kostenerstattungen führen laut BFH nicht zu 

Arbeitslohn. Das Finanzgericht war davon ausgegangen, 

dass die Erstattung der Aufwendungen für die Einholung 

der erweiterten Führungszeugnisse im ganz überwie-

gend eigenbetrieblichen Interesse  des kirchlichen 

Arbeitgebers erfolgt war. Daher habe kein Arbeitslohn 

vorgelegen. Dem hat sich der BFH angeschlossen. 

Hinweis: Da bereits wegen des ganz überwiegend ei-

genbetrieblichen Interesses kein Arbeitslohn vorlag, 

musste der BFH nicht über eine etwaige Steuerfreiheit 

der Kostenerstattung als „Auslagenersatz“ entscheiden. 

BETRIEBSVERANSTALTUNG  

Lohnsteuerpauschalierung auch bei  

Feier für die Führungsriege möglich 

Für Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstal-

tung gilt ein Freibetrag von 110 € pro Veranstaltung 

und teilnehmendem Arbeitnehmer. Vorteile bis zu dieser 

Höhe bleiben also stets steuerfrei. Wird die Feier teurer, 

ist nur der übersteigende Teil als Arbeitslohn zu ver-

steuern. Soweit eine Betriebsveranstaltung steuerpflich-

tigen Arbeitslohn auslöst, kann der Arbeitgeber aber ei-

ne günstige Lohnsteuerpauschalierung mit einem Steu-

ersatz von 25 % vornehmen. 

Seit 2015 ist gesetzlich geregelt, dass eine Betriebs-

veranstaltung allen Angehörigen des Betriebs oder 

Betriebsteils offenstehen muss. Der Teilnehmerkreis der 

Veranstaltung darf also nicht beschränkt sein. Der Bun-

desfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass dieses „Of-

fenstehen“ nur Voraussetzung für die Gewährung des 

110-€-Freibetrags ist, nicht aber für die günstige 25%ige 

Pauschalversteuerung der Zuwendungen. 

Der Kläger hatte zwei Weihnachtsfeiern jeweils nur für 

Vorstandsmitglieder und die obere Führungsriege veran-

staltet. Im Zuge einer Lohnsteuer-Außenprüfung lehnte 

das Finanzamt die Pauschalversteuerung mit 25 % ab 

und berechnete die Lohnsteuer auf die Feier individuell, 

was zu einer Nachforderung führte. Es vertrat den 

Standpunkt, dass die Beschränkung des Teilneh-

merkreises der Pauschalversteuerung im Wege stehe. 
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Der BFH war anderer Ansicht. Als Betriebsveranstaltung 

gelte jede Veranstaltung auf betrieblicher Ebene mit ge-

sellschaftlichem Charakter, somit auch die Weihnachts-

feiern im Streitfall. Das eingrenzende Kriterium des „Of-

fenstehens“ für alle Betriebsangehörigen sei nicht Ge-

genstand der Legaldefinition der Betriebsveranstaltung, 

sondern nur eine ergänzende Voraussetzung für die 

Gewährung des 110-€-Freibetrags. 

NETTOLOHNVEREINBARUNG  

Wenn Arbeitnehmer das Kindergeld an ihren Ar-

beitgeber abtreten 

Unter einer Nettolohnvereinbarung versteht man eine Ab-

rede zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, wonach 

der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt 

als Nettolohn zahlt. Damit erhält der Arbeitnehmer den 

als Nettolohn vereinbarten Betrag ungekürzt um sämtli-

che oder bestimmte gesetzliche Abgaben. Diese Beträ-

ge übernimmt der Arbeitgeber. Aufgrund der Nettolohn-

vereinbarung muss der Arbeitgeber einen Monatsnet-

tolohn ungekürzt auszahlen. 

Bei der Einkommensteuerveranlagung führt eine Netto-

lohnvereinbarung dazu, dass bei den Lohneinkünften 

neben dem Nettolohn die Vorteile zu erfassen sind, die 

in der Übernahme von Lohnsteuer und Arbeitnehmeran-

teilen zur Sozialversicherung durch den Arbeitgeber lie-

gen. Der Arbeitnehmer muss daher in seiner Steuerer-

klärung nicht nur den Nettolohn, sondern den durch 

Hochrechnung ermittelten Bruttolohn angeben. 

Werden Erstattungsansprüche wegen zu viel gezahlter 

Lohnsteuer an den Arbeitgeber abgetreten, sind diese in 

dem Lohnzahlungszeitraum einkünftemindernd zu be-

rücksichtigen, in dem das Finanzamt den Erstattungs-

betrag an den Arbeitgeber auszahlt. Entsprechendes 

gilt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs, wenn der 

Arbeitnehmer im Rahmen einer Nettolohnvereinbarung 

Kindergeldansprüche an den Arbeitgeber abtritt. Im 

Streitfall hatte sich der Arbeitgeber nicht nur die spätere 

Einkommensteuererstattung abtreten lassen, sondern 

auch das Kindergeld. Daher ist hier nicht nur der abge-

tretene Einkommensteuererstattungsanspruch im Er-

stattungsjahr durch Abzug vom laufenden (Brutto-

)Arbeitslohn zu berücksichtigen, sondern auch das an 

den Arbeitgeber abgetretene und ausgezahlte Kinder-

geld. 

FAMILIENSTIFTUNG  

Steuerklasse und Freibetrag richten sich nach dem 

entferntest Berechtigten 

Wird Vermögen mit „warmer Hand“ auf eine Stiftung 

übertragen, gilt dieser Vorgang als Schenkung unter 

Lebenden und löst daher häufig Schenkungsteuer aus.  

 

Stiftungen werden oft im Interesse einer Familie errich-

tet (Familienstiftung). Zur Bestimmung der maßgebli-

chen Steuerklasse und der Freibeträge ist dabei das 

Verwandtschaftsverhältnis zugrunde zu legen, das 

(nach der Stiftungsurkunde) der entferntest Berechtigte 

zum Schenker hat. Je entfernter dieser Berechtigte mit 

dem Schenker verwandt ist, desto höher fällt also die 

Schenkungsteuer aus. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat konkretisiert, wie dieser 

entferntest Berechtigte zu ermitteln ist. Im Streitfall hat-

ten Eheleute eine Familienstiftung mit einem Vermögen 

von 443.000 € (Steuerwert) ausgestattet. Nach der Sat-

zung bezweckte die Familienstiftung die angemessene 

Versorgung der Eheleute (Stifter), der Tochter der Stifter 

sowie weiterer Abkömmlinge des Stamms der Stifter 

(nach Wegfall der vorherigen Generation). Das Finanz-

amt ging für Schenkungsteuerzwecke davon aus, dass 

entferntest Berechtigte die angeführten „weiteren Ab-

kömmlinge“ waren. Es legte daher Steuerklasse I zu-

grunde, die für Abkömmlinge der Kinder und Stiefkinder 

gilt. Nach der Lesart des Finanzamts konnten aber 

nicht nur Kinder und Enkelkinder potentiell von der Stif-

tung profitieren, sondern auch Urenkelkinder. Daher zog 

es nur einen Freibetrag von 100.000 € ab, der für „übrige 

Personen der Steuerklasse I“ zugrunde zu legen ist, 

und setzte Schenkungsteuer in Höhe von 59.000 € fest. 

Hinweis: Wären nur Kinder berechtigt gewesen, hätte 

der Freibetrag bei 400.000 € gelegen, bei Beschränkung 

der Berechtigung bis zur Enkelgeneration bei 200.000 €. 

Die Eheleute wandten ein, dass nach der Stiftungsur-

kunde nur die Stifter und ihre Tochter berechtigt seien. 

Weitere Nachkommen seien noch gar nicht geboren 

und auch nur begünstigt, wenn die Tochter versterbe. 

Sie wollten daher einen Freibetrag von 400.000 € ab-

ziehen, so dass die Schenkungsteuer gegen null ging. 

Der BFH hat dies abgelehnt. Als entferntest Berechtigte 

sind auch mögliche Urenkel der Stifter anzusehen, da 

sie nach der Stiftungssatzung potentiell Vermögensvor-

teile erlangen können. Unerheblich war für den BFH, ob 

diese Personen zum Zeitpunkt des Stiftungsgeschäfts 

schon geboren waren, jemals geboren werden und tat-

sächlich finanzielle Vorteile aus der Stiftung erlangen 

werden. 

Hinweis: Die finanzielle Ausstattung der Stiftung im Ur-

teilsfall legt nahe, dass die Stifter bei der Steuergestal-

tung gezielt den Freibetrag von 400.000 € eingeplant 

hatten. Die Schenkungsteuer von 59.000 € machte das 

Steuersparmodell der Familienstiftung somit weitgehend 

zunichte. Bei der Errichtung solcher Stiftungen ist also 

besonderes Augenmerk darauf zu richten, wie weit man 

den Kreis der Berechtigten zieht. Aus steuerlicher Sicht 

kann es sinnvoll sein, diesen Kreis zu beschränken, um 

steuerliche Vorteile nicht zu gefährden. 
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STEUERTIPP  

Wie sich mit dem Jobrad kräftig Steuern sparen 

lassen 

Arbeitgeber können ihrer Belegschaft geldwerte Zu-

satzleistungen gewähren, die steuerlich begünstigt o-

der sogar komplett steuerfrei sind. Ein beliebtes Modell 

ist mittlerweile die Überlassung von Jobrädern (meist E-

Bikes) an Arbeitnehmer. Steuerlich ist es aber ein Un-

terschied, ob der Arbeitgeber das Fahrrad als Gehalts-

extra (on top) oder im Rahmen einer Entgeltumwand-

lung (gegen Kürzung des regulären Bruttolohns) anbie-

tet. Die Varianten im Überblick: 

Gehaltsextra: Bei diesem Modell gehört das Dienstrad 

dem Arbeitgeber und wird dem Arbeitnehmer unentgelt-

lich und zusätzlich zu dessen regulärem Gehalt zur 

Verfügung gestellt. Kauft der Arbeitgeber das Fahrrad, 

kann er es über sieben Jahre abschreiben. Alternativ 

kann er das Dienstrad leasen. Damit es für den Mitar-

beiter steuerfrei bleibt, muss der Arbeitgeber die monat-

lichen Leasingraten zu 100 % übernehmen. Der Arbeit-

geber spart so zum einen Lohnnebenkosten, zum ande-

ren kann er seine Leasing- und Versicherungsraten so-

wie Inspektions- und Wartungsgebühren als Betriebs-

ausgaben absetzen. Der Mitarbeiter kann das Fahrrad 

in diesem Fall nicht nur dienstlich, sondern auch privat 

steuerfrei nutzen. Diese Regelung gilt seit dem 

01.01.2019 und endet am 31.12.2030. 

Gehaltsumwandlung: Sofern der Arbeitgeber das 

Jobrad nicht kostenlos überlässt und der Mitarbeiter für 

die Leasingraten selbst aufkommt, bieten sich bei der 

Privatnutzung Steuervorteile. Bei dieser Variante hat der 

Arbeitgeber mit einer Fahrradleasingfirma einen  

  

 

 

 

 

 

 

 

Rahmenvertrag geschlossen. Die monatliche Leasingra-

te wird vom Bruttolohn des Mitarbeiters einbehalten. 

Lohnsteuer und Sozialabgaben fallen auf die Leasingra-

ten nicht an, zudem wird das zu versteuernde Einkom-

men um diese Raten reduziert. Die Kosten des Jobrads 

fallen für den Beschäftigten netto deutlich geringer aus, 

normalerweise betragen sie nicht einmal die Hälfte der 

Leasingrate. Gegenüber einem Privatkauf kommt der 

Beschäftigte also besser weg. Zudem muss der Kauf-

preis nicht auf einen Schlag gezahlt werden und oft 

steuert der Arbeitgeber einen kleinen Zuschuss bei. Als 

Ausgleich für die Entgeltumwandlung in einen Sachbe-

zug muss der Beschäftigte aber einen geldwerten Vor-

teil für die Dauer des Leasings versteuern, der wie bei 

einem Firmenwagen mit 1 % des Bruttolistenpreises 

anzusetzen ist. Seit dem 01.01.2020 werden aber an-

statt der 100 % nur 25 % des Bruttolistenpreises als 

Bemessungsgrundlage herangezogen. Diese Sonderre-

gelung endet ebenfalls am 31.12.2030. 

Kauf nach Leasingende: Typische Leasingverträge 

laufen 36 Monate, nach Ablauf der Leasinglaufzeit kann 

der Arbeitnehmer das Jobrad in der Regel zu einem 

günstigen Preis kaufen. Hierbei fallen wiederum nur 

Steuern an, wenn der Restkaufpreis weniger als 40 % 

des Bruttolistenneupreises beträgt. Alternativ kann das 

alte Fahrrad nach drei Jahren zurückgegeben und ein 

neues geleast werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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